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dessen Sitzungen, Sprechstunden und laufende Geschäfts
führung zur Verfügung stellt, stehen für die gleichen Zwecke 
auch der Schwerbehindertenvertretung zur Verfügung, soweit 
ihr hierfür nicht eigene Räume und sächliche Mittel zur Ver
fügung gestellt werden.

§27
Gesamt-, Haupt- und 

Bezirksschwerbehindertenvertretung

(1) Ist für mehrere Betriebe eines Arbeitgebers ein Gesamt
betriebsrat oder für den Geschäftsbereich mehrerer Dienst
stellen eine gleichstehende Vertretung errichtet, so wählen 
die Schwerbehindertenvertretungen der einzelnen Betriebe 
oder Dienststellen eine Gesamtschwerbehinderten Vertretung. 
Ist eine Schwerbehindertenvertretung nur in einem der Be
triebe oder in einer der Dienststellen gewählt, nimmt sie die 
Rechte und Pflichten der Gesamtschwerbehindertenvertre
tung wahr.

(2) Für den Geschäftsbereich mehrstufiger Verwaltungen, 
bei denen ein Bezirks- oder Hauptpersonalrat gebildet ist, gilt 
Absatz 1 sinngemäß mit der Maßgabe, daß bei den zuständi
gen Behörden von deren Schwerbehindertenvertretung und 
den Schwerbehindertenvertretungen der nachgeordneten 
Dienststellen eine Bezirksschwerbehindertenvertretung zu 
wählen ist. Bei den obersten Dienstbehörden ist von deren 
Schwerbehindertenvertretung und den Bezirksschwerbehin
dertenvertretungen des Geschäftsbereichs eine Hauptschwer
behindertenvertretung zu wählen; ist die Zahl der Bezirks
schwerbehindertenvertretungen niedriger als 10, sind auch die 
Schwerbehindertenvertretungen der nachgeordneten Dienst
stellen wahlberechtigt.

(3) (gegenstandslos)
(4) Für jeden Vertrauensmann und jede Vertrauensfrau, die 

nach den Absätzen 1 und 2 neu zu wählen sind, wird wenig
stens ein Stellvertreter gewählt.

(5) Die Gesamtschwerbehindertenvertretung vertritt die In
teressen der Schwerbehinderten in Angelegenheiten, die das 
Gesamtunternehmen oder mehrere Betriebe oder Dienststellen 
des Arbeitgebers betreffen und von den Schwerbehinderten
vertretungen der einzelnen Betriebe oder Dienststellen nicht 
geregelt werden können, sowie die Interessen der Schwerbe
hinderten, die in einem Betrieb oder einer Dienststelle tätig 
sind, für die eine Schwerbehindertenvertretung nicht gewählt 
werden kann oder worden ist. Satz 1 gilt entsprechend für 
die Bezirks- und Hauptschwerbehindertenvertretung sowie für 
die Schwerbehindertenvertretung der obersten Dienstbehörde, 
wenn bei einer mehrstufigen Verwaltung Stufenvertretungen 
nicht gewählt werden. Die nach Satz 2 zuständige Schwerbe
hindertenvertretung ist auch in persönlichen Angelegenhei
ten Schwerbehinderter, über die eine übergeordnete Dienst
stelle entscheidet, zuständig; sie hat der Schwerbehinderten
vertretung der Dienststelle, die den Schwerbehinderten be
schäftigt, Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Satz 3 gilt nicht 
in den Fällen, in denen die Vertretung der Beschäftigungsbe
hörde zu beteiligen ist.

(6) § 24 Abs. 3 bis 8, § 25 Abs. 2, 4, 5 und 7 und § 26 mit 
Ausnahme von Absatz 4 Satz 3 gelten entsprechend, § 24 Abs. 5 
mit der Maßgabe, daß die Wahl der Gesamt- und Bezirks
schwerbehindertenvertretungen in der Zeit vom 1. Dezember 
bis 31. Januar, die der Hauptschwerbehindertenvertretung in 
der Zeit vom 1. Februar bis 31. März stattfindet.

(7) § 25 Abs. 6 gilt für die Durchführung von Versammlun
gen der Vertrauensmänner und Vertrauensfrauen und der Be
zirksvertrauensmänner und Bezirksvertrauensfrauen durch 
die Gesamt-, Bezirks- oder Hauptschwerbehindertenvertre
tung entsprechend.

§28
Beauftragter des Arbeitgebers

Der Arbeitgeber hat einen Beauftragten zu bestellen, der 
ihn in Angelegenheiten der Schwerbehinderten vertritt; falls 
erforderlich, können mehrere Beauftragte bestellt werden. 
Der Beauftragte hat vor allem darauf zu achten, daß die dem

Arbeitgeber obliegenden Verpflichtungen aus diesem Gesetz 
erfüllt werden.

§29
Zusammenarbeit

(1) Arbeitgeber, Beauftragter des Arbeitgebers, Schwerbe
hindertenvertretung und Betriebsrat und gleichstehende Ver
tretungen arbeiten zur Eingliederung Schwerbehinderter in 
dem Betrieb oder die Dienststelle eng zusammen.

(2) Die in Absatz 1 genannten Personen und Vertretungen, 
die mit der Durchführung dieses Gesetzes beauftragten Stellen 
und die Rehabilitationsträger unterstützen sich gegenseitig 
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben. Vertrauensmaml oder Ver
trauensfrau und Beauftragter des Arbeitgebers sind Verbin
dungsleute zur Arbeitsverwaltung und zur Hauptfürsorge
stelle.

Sechster Abschnitt 
Durchführung des Gesetzes

§30
Zusammenarbeit der Hauptfürsorgestellen 

und der Arbeitsverwaltung
(1) Soweit die Verpflichtungen aus diesem Gesetz nicht 

durch freie Entschließung der Arbeitgeber erfüllt werden, wird 
dieses Gesetz von den Hauptfürsorgestellen und der Arbeits
verwaltung in enger Zusammenarbeit durchgeführt.

(2) Die den Trägern der Rehabilitation nach den geltenden 
Vorschriften obliegenden Aufgaben bleiben unberührt.

§31
Aufgaben der Hauptfürsorgestelle

(1) Der Hauptfürsorgestelle obliegt
1. die Erhebung und Verwendung der Ausgleichsabgabe,
2. der Kündigungsschutz,
3. die begleitende Hilfe im Arbeits- und Berufsleben,
4. die zeitweilige Entziehung des Schwerbehindertenschutzes

(§ 39).
(2) Die begleitende Hilfe im Arbeits- und Berufsleben ist in 

enger Zusammenarbeit mit der Arbeitsverwaltung und den 
übrigen Trägem der Rehabilitation durchzuführen. Sie soll 
dahin wirken, daß die Schwerbehinderten in ihrer sozialen 
Stellung nicht absinken, auf Arbeitsplätzen beschäftigt wer
den, auf denen sie ihre Fähigkeiten und Kenntnisse voll ver
werten und weiterentwickeln können sowie durch Leistungen 
der Rehabilitationsträger und Maßnahmen der Arbeitgeber 
befähigt werden, sich am Arbeitsplatz und im Wettbewerb mit 
Nichtbehinderten zu behaupten. Die begleitende Hilfe im 
Arbeits- und Berufsleben umfaßt auch die nach den Umstän
den des Einzelfalles notwendige psychosoziale Betreuung 
Schwerbehinderter; die Hauptfürsorgestelle kann bei der 
Durchführung dieser Aufgabe psychosoziale Dienste freier ge
meinnütziger Einrichtungen und Organisationen beteiligen. 
Die Hauptfürsargestelle soll außerdem darauf Einfluß neh
men, daß Schwierigkeiten bei der Beschäftigung verhindert 
oder beseitigt werden; sie hat hierzu auch Schulungs- und 
Bildungsmaßnahmen für Vertrauensmänner und Vertrauens
frauen, Beauftragte der Arbeitgeber, Betriebsräte und ihnen 
gleichgestellte Vertretungen durchzuführen.

(3) Die Hauptfürsorgesteile kann im Rahmen ihrer Zustän
digkeit für die begleitende Hilfe im Arbeits- und Berufsleben 
aus den ihr zur Verfügung stehenden Mitteln auch Geldlei
stungen gewähren, insbesondere

1. an Schwerbehinderte
a) für technische Hilfen,
b) zum Erreichen des Arbeitsplatzes,
c) zur wirtschaftlichen Selbständigkeit,
d) zur Beschaffung, Ausstattung und Erhaltung einer 

Wohnung, die den besonderen Bedürfnissen des 
Schwerbehinderten entspricht,


